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Landtagswahl 2026
BdV fragt – Parteien antworten

Unsere Fragen und die Antworten von 
CDU, SPD, Bündnis 90 / Die Grünen, FDP und AfD

„Kultur erhalten und weiterentwickeln – Geschichte vermitteln“
Positionen des Bundes der Vertriebenen (BdV) – Vereinigte Landsmannschaften 

in Baden-Württemberg
Im Hinblick auf die Landtagswahl 2026 erwarten der Bund der Vertriebenen und die 

Landsmannschaften von den im Landtag vertretenen Parteien ein klares Bekenntnis zu 
ihrer politischen Verantwortung gemäß Art. 96 BFVG sowie Unterstützung.
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1. Landesbeauftragte(r) für Heimatvertriebene und Spätaussiedler
Die bisher bewährte Benennung eines/einer Landesbeauftragten soll weiterentwickelt werden. 
Die Funktion sollte direkt in die Landesregierung eingebunden sein und in regelmäßigem Aus-
tausch mit BdV und Landsmannschaften stehen.

Frage: Wie beabsichtigt ihre Partei, die Funktion eines/einer Landesbeauftragten 
für Heimatvertriebene und Spätaussiedler künftig auszugestalten?

CDU:
Aktuell ist unser stellvertretender 
Ministerpräsident und Innenminis-
ter Thomas Strobl Landesbeauf-
tragter für Vertriebene und Spät-
aussiedler. Auch weiterhin werden 
Vertriebene, Aussiedler und Spät-
aussiedler einen festen Platz in 
unserer Politik haben. Zukünftig 
wollen wir einen Beauftragten für 
die Belange der Flüchtlinge und 
Vertriebenen, der Aussiedler und 
Spätaussiedler sowie für die Ver-
ständigungsarbeit mit den Her-
kunftsgebieten etablieren.

SPD:
Die SPD sieht die Interessen der 
Vertriebenen, Aussiedler und Spät-
aussiedler als wichtigen Bestand-
teil ihrer politischen Arbeit. Wir 
wollen sicherstellen, dass die Inte-
ressen der Vertriebenen, Aussiedler 
und Spätaussiedler ernstgenommen 
werden und dauerhaft in die politi-
sche und parlamentarische Arbeit 
integriert werden – ohne die Schaf-
fung zusätzlicher bürokratischer 
Strukturen. Daher setzten wir uns 
dafür ein, dass jede Fraktion zu 
Beginn der Legislatur einen zustän-
digen Abgeordneten benennt, der 
als Ansprechpartner für die Belan-

ge der Zielgruppe fungiert. Damit 
soll sichergestellt werden, dass die 
Themen der Spätaussiedler in den 
Parteien bzw. Fraktionen berück-
sichtigt werden, eine laufende Ab-
stimmung zwischen den Parteien 
bzw. Fraktionen stattfi ndet und ein 
regelmäßiger Austausch mit Ver-
bänden sichergestellt wird. Anlie-
gen sollen so zeitnah bearbeitet und 
politische Maßnahmen abgestimmt 
werden.
Zur konkreten Ausgestaltung der 
Funktion eines/einer Landesbe-
auftragten für Heimatvertriebene 
und Spätaussiedler muss sich die 
neu gewählte Landesregierung zu 
Beginn der neuen Legislatur ver-
halten. Hierauf haben die Parteien 
keinen Einfl uss.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Dass der Innenminister als Landes-
beauftragter für Vertriebene und 
Spätaussiedler fungiert, hat sich in 
der Vergangenheit bewährt.

FDP:
Wir sehen das Beauftragtenwesen 
grundsätzlich kritisch, insbesonde-
re dann, wenn der Beauftragte ge-
nau der Minister ist, in dessen Zu-
ständigkeitsbereich diese Aufgaben 

von Amts wegen ohnehin gehören. 
Staatliche Aufgaben sollten nicht 
durch zusätzliche Parallelstruktu-
ren, sondern innerhalb bestehender 
Verantwortlichkeiten wahrgenom-
men werden.
Allerdings werden wir die Posi-
tion eines ehrenamtlichen Landes-
beauftragten, der die politischen 
Interessen der Heimatvertriebenen, 
Flüchtlinge,  Aussiedler und Kriegs-
geschädigte von 1976 bis 2011 in 
Baden-Württemberg wahrnahm,  
nicht infrage stellen.

AfD:
Die AfD will die Funktion des Lan-
desbeauftragten für Heimatvertrie-
bene und Spätaussiedler stärken 
und klar auf die Belange dieser 
Gruppen ausrichten. Vertreibung, 
Heimatverlust und die Geschichte 
der deutschen Vertriebenen sollen 
stärker im öff entlichen Bewusst-
sein verankert werden. Der Beauf-
tragte soll als unabhängige Stimme 
gegenüber Politik und Verwaltung 
auftreten, bürokratische Hürden für 
Spätaussiedler abbauen, kulturelle 
Traditionen bewahren und Verbän-
de sowie Bildungsprojekte gezielt 
unterstützen.
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2. Zentralarchiv zur Sicherung von Zeitzeugnissen der Aussiedler und 
Spätaussiedler
Um wertvolle Zeugnisse der Vertriebenengeschichte und vor allem der erfolgreichen Integration 
der Aussiedler aus der ehemaligen Sowjetunion, Polen und Rumänien nicht dem Verlust preiszuge-
ben, ist ein Zentralarchiv nach bayerischem Vorbild einzurichten. Zeitzeugenberichte, Dokumen-
te, Bilder, Videos, Erzählungen und Kulturgüter der Vertriebenen sollen gesammelt, digitalisiert 
und langfristig öff entlich zugänglich gemacht werden. Das Land soll hierfür ein Zentralarchiv der 
Heimatvertriebenen und Aussiedler einrichten, damit wird auch der Forschung ein strukturierter 
Zugang zum Thema Aussiedler und Heimatvertriebene ermöglicht wird.

Frage: Wie steht Ihre Partei zur Einrichtung eines Zentralarchivs des kulturellen 
Erbes der Vertriebenen und Spätaussiedler?

CDU:
Wir unterstützen die Kulturarbeit 
gemäß § 96 des Bundesvertriebe-
nengesetzes uneingeschränkt, um 
das Kulturgut der Vertreibungsge-
biete im Bewusstsein aller zu er-
halten. Die Kultur und Geschichte 
der Deutschen im östlichen Europa 
ist Teil unserer gemeinsamen Ge-
schichte. In unserem Land pfl egen 
wir diese Kultur auch durch Ein-
richtungen wie das Haus der Heimat 
des Landes Baden-Württemberg, 
das Institut für donauschwäbische 
Geschichte und Landeskunde, das 
Institut für Kulturanalyse der Deut-
schen des östlichen Europas, das 
Donauschwäbische Zentralmuseum 
und die Donauschwäbische Kultur-
stiftung. Wir stehen einer darüber 
hinausgehenden Einrichtung eines 
Zentralarchivs für das kulturelle 
Erbe der Vertriebenen und Spätaus-
siedler off en gegenüber.

SPD:
Die SPD legt großen Wert darauf, 
dass die Kultur-, Bildungs- und Er-
innerungsarbeit der Vertriebenen, 
Aussiedlern und Spätaussiedlern 
langfristig gesichert wird. Insbe-
sondere geht es uns um die Über-
gangsgeneration der Erlebnis- zur 
Bekenntnisgeneration.
Wir setzen uns für eine nachhaltige 
Finanzierung von Kulturprojekten, 
Bildungsinitiativen und Erinne-

rungsarbeit ein, z. B. durch Förder-
programme des Landes für Heimat-
pfl ege und historische Bildung. Wir 
können uns vorstellen zu prüfen, ob 
ein Zentralarchiv des kulturellen 
Erbes der Vertriebenen und Spät-
aussiedler, das organisatorisch an 
das Landesarchivs Baden-Württem-
berg angegliedert wäre, gegründet 
werden soll.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Bund und Länder sind durch das 
Bundesvertriebenengesetz ver-
pfl ichtet, das Kulturgut der Ver-
treibungsgebiete zu erhalten und 
Archive, Museen und Bibliotheken 
zu sichern und zu ergänzen.
In unserem Wahlprogramm haben 
wir festgeschrieben, neben unserer 
regulären Kulturförderung insbe-
sondere lokale Initiativen, Museen 
und Bildungsstätten bei regionalen 
Projekten zu stärken - eine För-
derung, mit der wie die Vertriebe-
nenorganisationen ergänzend zur 
Förderung nach dem Bundesver-
triebenengesetz unterstützen. Ver-
triebene und Spätaussiedler haben 
das Leben in Baden-Württemberg 
über viele Jahrzehnte mit geprägt - 
ihren Beitrag und ihre Wurzeln zu 
erhalten ist ein wichtiger Auftrag.

FDP:
Bei der Erschließung der politischen 
und Geistesgeschichte des Landes 

wird das Land von einer Vielzahl 
lokaler und oft ehrenamtlicher Ak-
tivitäten unterstützt. Wir schätzen 
dieses Netzwerk der Landes- und 
Heimatgeschichte und wollen es 
auch in Zeiten der Globalisierung 
erhalten, denn es bindet die Men-
schen an unser Land.
Daneben befürworten wir die zent-
rale Sammlung der Archivalien der 
Vertriebenen und ihrer Organisa-
tionen im Land, möglichst in An-
bindung an bestehende staatliche 
Archivstrukturen. Es soll integriert, 
fachlich angebunden und schlank 
organisiert sein.
Das wäre nach unserer Meinung ein 
sinnvoller Beitrag zur Sicherung 
des kulturellen Erbes der Vertriebe-
nen und Spätaussiedler im Rahmen 
der bestehenden staatlichen Verant-
wortung.

AfD:
Die AfD befürwortet die Einrich-
tung eines Zentralarchivs ausdrück-
lich, da das kulturelle Erbe der Ver-
triebenen und Spätaussiedler ein 
wesentlicher Teil der deutschen Ge-
schichte ist und endlich angemessen 
dokumentiert und bewahrt werden 
muss. Ein solches Archiv stärkt his-
torische Forschung, Identität und 
Erinnerungskultur. Zudem sieht die 
AfD darin ein wichtiges Signal der 
Wertschätzung gegenüber den Be-
troff enen und ihren Nachkommen.
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3. Kulturbeauftragte(r) für alle Landsmannschaften beim BdV
Zur Stärkung des kulturellen Engagements soll beim BdV eine hauptamtliche Kulturbeauftrag-
tenstelle eingerichtet werden, die die Arbeit aller 16 Landsmannschaften konzeptionell bündelt 
und weiterentwickelt.

Frage: Unterstützt Ihre Partei die Einrichtung einer solchen Kultur-
beauftragtenstelle?

CDU:
Die jährlichen Haushaltsmittel, die 
auf der Grundlage der „Verwaltungs-
vorschrift des Innenministeriums für 
die Gewährung von Zuwendungen 
zur Kulturarbeit nach § 96 des Bun-
desvertriebenengesetzes“ (VwV-
Kulturförderung) vergeben werden, 
wurden in der zurückliegenden Le-
gislaturperiode von 835.300 Euro 
(2021) auf 986.300 Euro (2026) an-
gehoben. Diese Mittel kommen den 
Landsmannschaften und sonstigen 
Organisationen der Vertriebenen und 
Spätaussiedler zugute. Einer in die-
sem Rahmen stattfi ndenden Förde-
rung eines Kulturbeauftragten stehen 
wir off en gegenüber.

SPD:
Die SPD erkennt die Bedeutung der 
kulturellen Arbeit der Landsmann-
schaften für Erinnerungskultur, Ver-
ständigung und gesellschaftlichen 

Zusammenhalt an. Eine hauptamt-
liche Kulturbeauftragtenstelle beim 
Bund der Vertriebenen kann dazu 
beitragen, diese Arbeit besser zu ver-
netzen, zu professionalisieren und 
weiterzuentwickeln. Voraussetzung 
für unsere Unterstützung ist, dass die 
Stelle transparent arbeitet, die Viel-
falt der Landsmannschaften respek-
tiert und insbesondere den Dialog 
mit jüngeren Generationen sowie 
mit den Nachbarstaaten in Mittel- 
und Osteuropa stärkt. Kulturarbeit 
muss dabei off en, inklusiv und in die 
demokratische Erinnerungskultur 
der Bundesrepublik eingebettet sein.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Wir sind off en dafür, im Rahmen 
der bestehenden Kulturförderung 
des Landes nach dem Bundesver-
triebenengesetz die Schaff ung einer 
Kulturbeauftragtenstelle zu ermög-
lichen.

FDP: 
Wir befürworten Kooperation, Aus-
tausch und konzeptionelle Weiterent-
wicklung der Kulturarbeit der Lands-
mannschaften – aber nicht zwingend 
über einen neuen, zentralen Kulturbe-
auftragten, sondern über schlanke, frei-
willige und institutionell angebundene 
Lösungen innerhalb der bestehenden 
Strukturen.

AfD: 
Wir setzen in der Kulturpolitik auf kla-
re Strukturen und starke bestehende 
Einrichtungen. Unser Schwerpunkt 
liegt darauf, kulturelle Bildung dort zu 
stärken, wo sie alle erreicht – insbeson-
dere in Schulen, Vereinen und regiona-
len Kulturträgern.
Deshalb bevorzugen wir es, vorhande-
ne Ressourcen gezielt auszubauen und 
kulturelle Angebote direkt in Unterricht 
und Jugendarbeit zu integrieren, statt 
neue Verwaltungsstellen zu schaff en.

4. Stärkung der grenzüberschreitenden Maßnahmen
Die Landsmannschaften engagieren sich seit Jahrzehnten in den Herkunftsgebieten, fördern 
Identität, kulturelle Zusammenarbeit, unterstützen die deutsche Minderheit und bauen Brücken 
im europäischen Austausch. Diese Arbeit benötigt langfristige fi nanzielle und personelle Unter-
stützung.

Frage: Welche Maßnahmen sieht Ihre Partei vor, um grenzüberschreitende kul-
turelle und bildungspolitische Aktivitäten zu fördern?

CDU:
Wir wollen die grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit für gemeinsa-
me Erinnerung und Verständigung 
und für ein echtes Zusammenwach-
sen in Europa etwa über die Kultur-

förderung nach § 96 des Bundes-
vertriebenengesetzes und über die 
Donauraumstrategie weiter stärken.

SPD:
Die SPD setzt sich für eine nach-

haltige Stärkung grenzüberschrei-
tender kultureller und bildungspoli-
tischer Arbeit ein. Dazu gehören 
verlässliche Förderstrukturen für 
kulturelle Projekte, Bildungsarbeit 
und Begegnungsprogramme in den 
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Herkunftsgebieten sowie mit den 
deutschen Minderheiten. Zentrale 
Bausteine sind Jugend- und Aus-
tauschprogramme wie Erasmus. 
Bestehende Landes-, Bundes- und 
EU-Programme sollen besser ver-
zahnt und weiterentwickelt wer-
den, um langfristige personelle 
und fi nanzielle Planungssicher-
heit zu gewährleisten und den 
europäischen Dialog zu vertiefen.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Grenzüberschreitende Bildungs-
projekte bewahren Erinnerungen, 
schaff en Verständnis und stärken 
die Demokratie. Sie haben gerade 
jetzt, im Lichte äußerer Bedro-
hungen und des erstarkenden Na-
tionalismus, eine herausragende 
Bedeutung. Das drückt sich auch 
in der maßgeblichen Beteiligung 
Baden-Württembergs an der Do-

nauraumstrategie aus, die die Völ-
kerverständigung in den vierzehn 
Donau-Anrainerstaaten fördert. 
Einrichtungen wie die Donau-
schwäbische Kulturstiftung, das 
Donauschwäbische Zentralmu-
seum oder das Haus der Heimat 
sind wichtige gesellschaftliche 
Brücken von Baden-Württemberg 
in den Osten und Südosten Euro-
pas. Diese Brücken müssen wir 
erhalten und intensiv nutzen, um 
den europäischen Gedanken zu 
stärken.

FDP: 
Grenzüberschreitendes Engage-
ment und Patenschaften sind weg-
weisend für die Bewahrung von 
Erinnerung und Kultur und für 
ein ehrliches und versöhnliches 
Zusammenleben. Wir wollen sie 
ideell und fi nanziell unterstützen.

AfD:
Die AfD befürwortet grenzüber-
schreitende kulturelle und bil-
dungspolitische Aktivitäten vor 
allem dann, wenn sie der Stärkung 
deutscher Sprache, Kultur und na-
tionaler Interessen dienen. Sie setzt 
dabei auf bilaterale Kooperationen 
souveräner Staaten statt auf zent-
ralisierte EU-Programme, die aus 
ihrer Sicht nationale Kompeten-
zen beschneiden. Unterstützt wer-
den sollen insbesondere deutsche 
Schulen im Ausland, Goethe-Ins-
titute, der Austausch mit deutsch-
sprachigen Minderheiten sowie 
leistungsorientierte Bildungs- und 
Jugendaustauschprogramme, die 
kulturelle Identität respektieren. 
Ideologisch geprägte Projekte oder 
Maßnahmen zur europäischen 
Identitätsbildung lehnt die AfD 
hingegen ab.

5. Dauerhafte institutionelle Förderung
Die institutionelle Förderung von BdV und Landsmannschaften ist für deren Arbeit von grund-
legender Bedeutung und ist an den erforderlichen Bedarf anzupassen.

Frage: Welche Pläne hat Ihre Partei im Hinblick auf eine verlässliche institutio-
nelle Förderung der Vertriebenenorganisationen?

CDU:
Die Fragen 5 und 6 werden auf-
grund des Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 
Siehe Frage 6.

SPD:
Die Finanzmittel für die Förde-
rung der Vertriebenenorganisa-
tionen werden im Rahmen der 
Kultur- und Heimatpfl ege bereit-
gestellt und an anerkannte Orga-
nisationen ausge-schüttet. In Zei-
ten knapper Haushaltskassen darf 
an Förderung zur interkulturellen 
und historischen Arbeit nicht ge-
spart werden. Trotzdem muss uns 
allen bewusst sein, dass Ausga-
ben in Zeiten knapper Haushalte 

vermehrt geprüft werden müssen 
und alle in einer gemeinsamen 
Kraftanstrengung schauen, wel-
che Ausgaben gebündelt werden 
können.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Die Förderung des Landes nach 

dem Bundesvertriebenengesetz 
dient dem Ziel, das Kulturgut der 
Vertreibungsgebiete zu erhalten, 
Archive, Museen und Bibliothe-
ken zu sichern, Einrichtungen 
des Kunstschaff ens und der Aus-
bildung sicherzustellen und die 
Weiterentwicklung der Kultur-
leistungen der Vertriebenen und 
Flüchtlinge zu unterstützen.
Zuwendungsempfänger können 

bereits jetzt institutionell geför-
dert werden, soweit ihnen zur 
Wahrnehmung ihrer satzungsmä-
ßigen Aufgaben für die Kultur-
arbeit erhebliche Aufwendungen 
im Rahmen des Betriebs einer Ge-
schäftsstelle entstehen.
Wir bitten um Verständnis dafür, 
dass wir aktuell keine konkreten 
Aussagen zur zukünftigen Ent-
wicklung der Landesförderung 
machen können.

FDP: 
Die Fragen 5 und 6 werden auf-
grund des Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 
Siehe Frage 6.
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6. Transparente, mehrjährige Projektförderung
Kulturelle, sozialpolitische und Bildungsprojekte benötigen planbare, transparente und mög-
lichst mehrjährige Förderung.

Frage: Plant Ihre Partei, die Projektförderung in diesem Bereich zu vereinfachen 
und langfristig auszugestalten?

CDU: 
Frage 5 und 6: Es ist uns ein be-
sonderes Anliegen, gemäß § 96 des 
Bundesvertriebenengesetzes die 
Kultur und Geschichte der Deut-
schen im östlichen Europa zu er-
forschen, der breiten Öff entlichkeit 
zugänglich zu machen und uns für 
deren Erhalt einzusetzen. Daher 
wollen wir die Kulturförderung 
nach Möglichkeit vereinfachen und 
stärken. Gemeinsam mit dem Bund 
der Vertriebenen und den Lands-
mannschaften wollen wir die Sicht-
barkeit erhöhen, Stärken hervor-
heben und den Übergang von der 
Erlebnis- zur Bekenntnisgeneration 
fi nanziell und administrativ beglei-
ten.

SPD:
Die Kulturlandschaft in Baden-
Württemberg steht unter enor-
mem Finanzdruck. Auch wenn die 
Landesregierung Erhöhungen im 
Kulturetat verkündet, reichen die-
se nicht aus, um Tarifsteigerun-
gen und gestiegene Betriebskosten 
zu kompensieren. Der fi nanzielle 

Druck, der aktuell auf den Kom-
munen lastet, tut sein Übriges. 
Gestrichene Fördermittel lassen 
kulturelle Vielfalt versiegen und 
kulturelle Teilhabe wird wieder 
zum Privileg. Die grünschwarze 
Landesregierung hat es versäumt, 
die Kulturfi nanzierung zukunftssi-
cher zu gestalten, und gefährdet so 
die reiche Kulturlandschaft Baden-
Württembergs. Kultur ist zentraler 
Bestandteil unserer Gesellschaft 
und trägt zum Zusammenhalt und 
zur Demokratieförderung bei – das 
gilt in besonderem Maße für die Er-
innerungskultur beispielsweise der 
Vertriebenenverbände. Die SPD 
wird Kunst und Kultur den Raum 
geben, den sie verdienen. Eine ver-
lässliche Finanzierung und transpa-
rente Förderung bilden deshalb die 
Grundlage der SPD-Kulturpolitik.
Dabei wird sich die SPD für klare 
Kriterien bei der Vergabe von För-
dermitteln einsetzen. Dafür ist auch 
eine ressortübergreifende Über-
prüfung der bisherigen Fördertöp-
fe und -kriterien notwendig. Um 
die Förderinstrumente zu verein-

fachen, ist auch eine Zusammen-
führung von Fördertöpfen denkbar. 
Eine auskömmliche und gesicherte 
fi nanzielle Förderung darf nicht an 
Ressortgrenzen scheitern.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Bildung ist mehr als Wissensver-
mittlung. Sie bildet die Grundlage 
für gesellschaftlichen Zusammen-
halt, unsere Demokratie und unser 
Zusammenleben in einer vielfälti-
gen Gesellschaft. Bildung ist darum 
Grünes Kernthema und eine Priori-
tät unseres politischen Handelns. 
Das wird auch in den nächsten Jah-
ren so bleiben.
Im Grünen Wahlprogramm ist ver-
einbart, dass wir Förderprogram-
me des Landes generell schneller, 
transparenter und nutzerfreund-
licher machen wollen. Wir wollen 
die Arbeit der Verbände und Ver-
eine erleichtern und greifen gerne 
Vorschläge zur Verbesserung auf.

FDP:
Vertriebenenorganisationen leis-
ten überaus wichtige Arbeit. Gera-

AfD:
Die AfD setzt sich für eine ver-
lässliche und dauerhafte institu-
tionelle Förderung der Vertriebe-
nenorganisationen ein, weil sie 
deren Arbeit als unverzichtbaren 
Bestandteil deutscher Erinne-
rungskultur betrachtet. Aus ihrer 
Sicht tragen diese Verbände we-
sentlich dazu bei, das historische 
Schicksal von Flucht und Ver-
treibung wachzuhalten, kulturelle 
Traditionen zu bewahren und wis-

senschaftliche sowie bildungs-
politische Projekte voranzubrin-
gen. Die AfD kritisiert, dass die 
Förderung in den vergangenen 
Jahren immer wieder unter poli-
tischen Vorbehalten stand oder 
gekürzt wurde, und fordert des-
halb eine langfristige fi nanzielle 
Planungssicherheit, die mehr-
jährige Förderzusagen und sta-
bile Haushaltslinien einschließt. 
Politisch motivierte Schwankun-
gen oder Kürzungen lehnt sie ab. 

Darüber hinaus betont die AfD, 
dass das Thema Vertreibung im 
öff entlichen Diskurs und in der 
Bildungslandschaft zu wenig Be-
achtung fi ndet. Sie spricht sich 
daher für eine stärkere Sichtbar-
keit in Schulen, Museen, Medien 
und Gedenkstätten aus. Insgesamt 
sieht die AfD eine moralische und 
historische Verantwortung des 
deutschen Staates, die Vertriebe-
nenorganisationen zu stärken und 
ihre Arbeit dauerhaft abzusichern.
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de die soziale Komponente des 
Engagements in Vereinen ist der 
Kitt, der die Gesellschaft im In-
nersten zusammenhält. Deshalb 
wollen wir das Ehrenamt in Ba-
den-Württemberg auch weiterhin 
unterstützen.
Dazu gehört die Entlastung von 
Auflagen und Bürokratie, aber 
auch gezielte Unterstützung und 
Förderung. Die Arbeit der Ver-
triebenenorganisationen wollen 

wir institutionell fördern, wie 
wir dies schon in der Vergangen-
heit getan haben. Dazu gehören 
selbstredend Bildungsprojekte, 
denen wir auch künftig verläss-
liche und planbare Unterstützung 
zukommen lassen wollen.

AfD:
Die AfD setzt sich dafür ein, die 
Projektförderung in diesem Be-
reich deutlich zu vereinfachen 

und langfristig verlässlich aus-
zugestalten. Aus ihrer Sicht sind 
die bestehenden Verfahren zu 
bürokratisch, zu kurzatmig und 
häufig ideologisch überfrachtet. 
Daher fordert sie transparente, 
neutrale Kriterien, weniger Ver-
waltungsaufwand und mehrjäh-
rige Förderrahmen. Ziel ist eine 
Planungssicherheit, die Projekte 
entlastet und Mittel effizienter 
wirken lässt.

7. Erinnerungskultur, Bildung und Lehrpläne
Die historische Aufarbeitung und Vermittlung der Themen Flucht, Vertreibung, Deportation und 
Integration soll systematisch gefördert werden – in Schulen, Museen, Gedenkstätten und in be-
stehenden Einrichtungen der politischen Bildung. Die Geschichte der Heimatvertriebenen und 
Spätaussiedler sind verbindlich in die Lehrpläne aufzunehmen und durch geeignete Unterrichts-
materialien sowie Lehrerfortbildungen unterstützt zu werden.

Frage: Wie möchte Ihre Partei die Themen Flucht, Vertreibung und Integration 
in der schulischen und außerschulischen Bildung verankern?

CDU:
Gerade auch im Bildungsbereich 
und in unseren Schulen müssen 
Flucht und Vertreibung und die 
Kultur und Geschichte der Deut-
schen im östlichen Europa im Be-
wusstsein gehalten werden. Daher 
sind und bleiben Einrichtungen wie 
das Haus der Heimat, das Donau-
schwäbische Zentralmuseum und 
der Schülerwettbewerb „Nachbarn 
im Osten“, der seit 1970 jährlich 
von Innenministerium und Kul-
tusministerium ausgerichtet wird, 
wichtiger Teil unserer Kultur-, 
Bildungs- und Erinnerungspolitik. 
Darüber hinaus wollen wir auch 
einen verstärkten Blick auf Ge-
schichte und Belange der (Spät-)
Aussiedler werfen und ihnen ein 
eigenes Forschungs- und Kultur-
zentrum widmen.

SPD: 
Die Themen Flucht, Vertreibung 
und Integration sind bereits heute 

Teil der Bildungspläne und müs-
sen auch in Zukunft von zentra-
ler Bedeutung sein – in einzelnen 
Fächern wie auch fächerübergrei-
fend. Zudem werden wir darauf 
hinwirken, dass sie in der Lehr-
kräfteaus- und -fortbildung eine 
angemessene Rolle einnehmen. 
Wir werden uns außerdem dafür 
einsetzen, dass alle Schularten 
Ressourcen für Demokratiebil-
dung erhalten. Erinnerungskultur 
ist wichtig – heute mehr denn je. 
Daher unterstützt die SPD auch 
die Förderung von Gedenkstät-
ten und wird sich auch in Zukunft 
für deren gesicherte Finanzierung 
einsetzen. Die SPD wird außer-
dem die Schülermitverantwortung 
(SMV) aufwerten und Projekte 
wie Demokratietage und Initiati-
ven gegen Extremismus und Ras-
sismus in enger Zusammenarbeit 
mit dem Landesschülerbeirat und 
dem Landeselternbeirat unter-
stützen. Zudem werden wir mit 

der Einführung eines Landespro-
gramms „Wehrhafte Demokratie“ 
Projekte zivilgesellschaftlicher 
Akteur:innen im Bereich Demo-
kratieförderung und Extremis-
musprävention nachhaltig finan-
ziell absichern.
Es ist uns außerdem bewusst, dass 
die Erwachsenenbildung zentra-
ler Ort der Demokratiebildung ist 
und damit den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt fördert. Die SPD 
will daher zusätzliche Mittel an 
die Träger der Weiterbildung ge-
ben, um bewährte und innovative 
Projekte und Formate zu fördern. 
Zusätzlich werden wir die Arbeit 
der Landeszentrale für politische 
Bildung und der Demokratiezen-
tren stärken. Vereine, Initiativen 
und Ehrenamt-liche, die sich für 
die Demokratie oder für den Zu-
sammenhalt der Gesellschaft ein-
setzen, fördern wir strukturell 
und finanziell.
Außerdem setzen wir uns für eine 
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verlässliche Drittelfi nanzierung 
der Volkshochschulen ein. Sie sind 
zentrale Orte des lebenslangen Ler-
nens, der politischen Bildung und 
der gesellschaftlichen Teilhabe.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Wir müssen sicherstellen, dass Er-
innerungen wach bleiben und die 
Geschichte nicht umgedeutet wird. 
Es ist darum wichtig und richtig, 
dass die Verbrechen des National-
sozialismus und seine Folgen be-
reits jetzt zentral im Bildungsplan 
verankert sind.
Wir wollen die Erinnerungskultur 
weiter stärken und uns gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit 
in jeder Form klar entgegenstellen. 
Jede*r Schüler*in soll im Laufe 
der Schullaufbahn mindestens eine 
Gedenkstätte zu nationalsozialisti-
schen Gewaltverbrechen besuchen. 
Die bestehenden Fördermöglichkei-
ten für Gedenkstättenfahrten wol-
len wir ausbauen, vereinfachen und 
den Schulen im Land ohne zusätz-
lichen bürokratischen Aufwand zur 
Verfügung stellen. Die Geschichte, 
die Kultur und die Erfahrungen der 
Vertriebenen und Spätaussiedler 

verdienen eine unterstützende und 
systematische Würdigung, auch im 
Austausch mit Menschen, Institu-
tionen und Staaten in Osteuropa. 
Darüber wollen wir mit den Ver-
bänden in den nächsten Jahren ger-
ne diskutieren.

FDP:
Wir wollen den Themen Flucht, 
Vertreibung und Integration in der 
schulischen und außerschulischen 
den angemessenen Platz einräu-
men.

AfD:
Die AfD möchte die Themen 
Flucht, Vertreibung und Integration 
in der schulischen und außerschuli-
schen Bildung vor allem sachlich, 
historisch ausgewogen und frei 
von politischer Einfl ussnahme be-
handeln. Im Mittelpunkt steht für 
sie eine ideologiefreie Vermittlung, 
die sowohl die deutschen Erfah-
rungen von Flucht und Vertreibung 
nach 1945 stärker berücksichtigt 
als auch aktuelle Migrationsbe-
wegungen nüchtern einordnet. Die 
Partei lehnt es ab, Schulen für mig-
rationspolitische Leitbilder oder für 

Programme zu nutzen, die aus ihrer 
Sicht einseitige politische Narrative 
transportieren. Stattdessen soll der 
Unterricht Ursachen, Folgen und 
Herausforderungen von Migration 
neutral darstellen und dabei auch 
soziale, kulturelle und sicherheits-
politische Aspekte einbeziehen. 
Integration versteht die AfD als 
Bringschuld der Zugewanderten; 
entsprechend sollen Bildungsein-
richtungen vor allem die Vermitt-
lung der deutschen Sprache, Kultur 
und Rechtsordnung stärken und 
klare Erwartungen an Anpassungs-
leistungen formulieren. Außerschu-
lische Bildungsangebote sollen 
ebenfalls ohne migrationspolitische 
Agenda auskommen und sich auf 
eine ausgewogene historische und 
politische Bildung konzentrieren. 
Projekte, die aus Sicht der AfD 
migrationsfreundliche oder akti-
vistische Positionen fördern, sollen 
nicht weiter staatlich fi nanziert wer-
den. Insgesamt setzt die Partei auf 
eine stärkere Betonung deutscher 
Geschichte, kultureller Identität 
und staatlicher Ordnung, während 
sie politisch motivierte Programme 
im Bildungsbereich zurückweist.

8. Soziale Unterstützung älterer Spätaussiedler
Viele ältere Spätaussiedler sind weiterhin mit Benachteiligungen im Renten- oder Gesundheits-
bereich konfrontiert. Beratungsangebote sollten ausgebaut und Ungleichbehandlungen abge-
baut werden.

Frage: Welche Maßnahmen möchte Ihre Partei ergreifen, um die soziale 
Situation älterer Spätaussiedler zu verbessern?

CDU:
Uns ist die besondere soziale Pro-
blemlage vieler Spätaussiedler be-
wusst. Die Frage der unzureichen-
den rentenrechtlichen Anerkennung 
von Lebens- und Arbeitsleistungen 
gehört zu den zentralen sozialen 
Herausforderungen innerhalb dieser 
Bevölkerungsgruppe. Bislang sind 

bundespolitische Lösungsversuche 
gescheitert. Gerade deshalb bleibt 
es uns ein wichtiges Anliegen, hier 
weiter politischen Druck aufzubauen 
und Verbesserungen zu erzielen. Der 
überdurchschnittlichen Altersarmut 
unter Spätaussiedlern wollen wir mit 
sozialen Unterstützungs- und Teil-
habeprojekten für ältere Menschen 

entgegenwirken. Wir werden uns 
weiter dafür einsetzen, dass renten-
rechtliche Benachteiligungen auf 
Bundeseben korrigiert werden. Die 
gesellschaftliche und politische Teil-
habe wollen wir weiter etwa durch 
Unterstützung der Verbände, des Eh-
renamts und der kulturellen Einrich-
tungen fördern.
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SPD: 
Die SPD setzt sich dafür ein, dass 
Menschen aller Herkünfte in Ba-
den-Württemberg bestmöglich ge-
sellschaftlich teilhaben können und 
Benachteiligungen auf allen Ebenen 
so gut es geht verhindert werden. 
Unser Ziel ist es, bei allen Menschen 
in Baden-Württemberg Altersarmut 
zu verhindern, Lebensleistungen an-
zuerkennen und die politische Parti-
zipation zu stärken. Konkret planen 
wir den Ausbau niedrigschwelliger 
Beratungs- und Unterstützungsange-
bote für Seniorinnen und Senioren, 
um finanzielle, soziale und gesund-
heitliche Bedarfe zu adressieren. Wir 
wollen die Anerkennung von im Aus-
land erworbenen Berufsqualifika-
tionen erleichtern, denn Altersarmut 
lässt sich vor allem durch gute Arbeit 
verhindern. Des Weiteren setzen wir 
uns für politische Bildungsangebo-
te und Beteiligungsformate, um die 
Teilhabe in kommunalen Gremien, 
Vereinen und Initiativen zu stärken, 
ein. Hier ist es wichtig, dass Betei-
ligungsformate niedrigschwellig und 
barrierearm stattfinden, so dass alle 
Interessierte teilhaben können. Hier-
für müssen vor allem lokale Akteure 
gut zusammenarbeiten. Zu nennen 
sind hier kommunale Sozial- und 
In-tegrationsämter, Wohlfahrtsver-
bände (z. B. Caritas, Diakonie) und 
Spätaussiedlerverbände, Vereine und 
Migrantenorganisationen.
Das Land hat hier vor allem die Auf-
gabe, dass die Kommunen ausrei-
chend versorgt und gut aufgestellt 
sind, um vor Ort die Menschen zu 
unterstützen.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Eine vom Bundesamt für Migration 
beauftragte groß angelegte Studie 
hat ergeben, dass (Spät-)Aussiedler 
im Vergleich mit anderen Gruppen 
zufriedener mit ihrer Lebenssitua-
tion in Deutschland sind. Sie sind 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
in hohem Maße aktiv und ihre Er-

werbs- bzw. Arbeitslosigkeit ist ver-
hältnismäßig gering. Das ist für uns 
ein gutes Zeichen, aber kein Grund, 
sich zurückzulehnen.
Wir wollen Baden-Württemberg zu 
einem Land machen, in dem alle 
Menschen ein sicheres Zuhause und 
eine starke Gemeinschaft finden. 
Darum wollen wir Nachbarschaften 
schaffen, in denen ältere Menschen 
sicher, selbstbestimmt und mit guter 
Lebensqualität alt werden können. 
Die Mittel für Armutsprävention und 
-bekämpfung wollen wir ausweiten 
– beispielsweise indem wir die sozi-
alen Beschäftigungsträger langfristig 
absichern und den sozialen Arbeits-
markt als Brücke in die reguläre Be-
schäftigung stärken.
Darüber hinaus wollen wir die Teil-
habe älterer Menschen stärken. Das 
Sozialministerium unterstützt den 
Landesseniorenrat aktuell bereits mit 
einer institutionellen Förderung. Auf 
kommunaler Ebene sorgen zahlrei-
che Seniorenräte und Beteiligungs-
formate dafür, dass Anliegen älterer 
Menschen gehört werden und auch 
spezifische Anliegen und Bedürf-
nisse vor Ort berücksichtigt werden 
können. Wir setzen uns dafür ein, 
diese Strukturen weiterzuentwi-
ckeln. Denn politische Beteiligung 
und Teilhabe sind für uns wichtige 
Anliegen. Und dieses Verständnis 
reicht auch über Wahlen weit hinaus, 
denn wir haben in den vergangenen 
Jahren Beteiligungsmöglichkeiten 
auf allen politischen Ebenen stark 
ausgebaut.

FDP:
Wir setzen uns dafür ein, dass ältere 
Spätaussiedler in Rente und Gesund-
heitsversorgung gleichberechtigt 
behandelt werden und bestehende 
Benachteiligungen abgebaut wer-
den. Dabei stehen für uns Rechts-
klarheit, Bürokratieabbau und ein 
leichter Zugang zu bestehenden 
Leistungen im Mittelpunkt, statt 
immer neuer, komplizierter Son-

derregelungen. Konkret wollen wir 
rentenrechtliche Regelungen prüfen 
und ändern, wenn nachweislich glei-
che Lebens- und Arbeitsleistungen 
zu niedrigeren Renten für Spätaus-
siedler führen, etwa bei der Anrech-
nung von Zeiten im Herkunftsland 
oder bei gebrochenen Erwerbsbio-
grafien. Wir wollen Verfahren bei 
Kranken- und Pflegekassen verein-
fachen, Informationen verständlich 
bereitstellen und Hilfen beim Um-
gang mit Anträgen, Bescheiden und 
Widersprüchen stärken, damit ältere 
Spätaussiedler ihre Ansprüche tat-
sächlich wahrnehmen können. Be-
ratungsangebote sollen gezielt aus-
gebaut werden. Dies soll durch gut 
erreichbare, niedrigschwellige Ren-
ten-, Sozial- und Pflegeberatung, 
digitale und telefonische Angebote 
in gut verständlicher Sprache sowie 
eine bessere Vernetzung bestehen-
der Stellen geschehen. Antrags- und 
Förderverfahren müssen umfassend 
entbürokratisiert und digitalisiert 
werden, damit ältere Menschen nicht 
an komplizierten Formularen oder 
unübersichtlichen Zuständigkeiten 
scheitern. Unser Ziel ist, dass ältere 
Spätaussiedler ihre im Grundgesetz 
verankerte Gleichberechtigung im 
Alltag tatsächlich erleben: durch fai-
re Rentenregelungen, verlässliche 
Gesundheitsversorgung und Bera-
tung, die wirklich ankommt, ohne 
zusätzliche Hürden aufzubauen.

AfD: 
Die AfD setzt sich dafür ein, die 
Anerkennung von Renten- und Ar-
beitsbiografien älterer Spätaussied-
ler zu verbessern und bürokratische 
Hürden abzubauen. Sie fordert eine 
gerechtere Anrechnung von Versi-
cherungszeiten sowie gezielte Unter-
stützungsprogramme zur sozialen 
Teilhabe. Zudem möchte sie sicher-
stellen, dass Spätaussiedler im So-
zial- und Gesundheitswesen gleich-
berechtigten Zugang zu Leistungen 
erhalten.
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9. Demokratie fördern
Die Vertriebenenorganisationen leisten wertvolle Bildungsarbeit im Sinne von Demokratie, 
Integration und Völkerverständigung. Wir fordern auf, uns aus den demokratischen Prozessen 
nicht auszuschließen.

Frage: Welche Rolle sieht Ihre Partei für die Vertriebenenverbände in der Demo-
kratie- und Integrationsarbeit?

CDU: 
Für uns ist klar, dass die Vertrie-
benenorganisationen eine wichti-
ge Rolle für Demokratie, Integ-
ration und Völkerverständigung 
spielen. So ebnete die „Charta 
der deutschen Heimatvertriebe-
nen“, die vor 75 Jahren in Stutt-
gart unterzeichnet und verkündet 
wurde, mit dem darin erklärten 
Verzicht auf Rache und Vergel-
tung sowie der Bereitschaft, sich 
für ein friedliches und geeintes 
Europa einzusetzen, den Weg für 
die Aussöhnung. Die „Charta der 
deutschen Heimatvertriebenen“ 
und die heute von den Lands-
mannschaften gelebte Verbun-
denheit über Grenzen hinweg ist 
wichtige Grundlage für Demo-
kratie, Integration, Völkerver-
ständigung und für ein geeintes 
und friedliches Europa.
SPD:
Die SPD sieht in den Vertriebe-
nenverbänden eine wichtige zi-
vilgesellschaftliche Partnerrolle. 
Sie leisten einen wertvollen Bei-
trag zu Demokratie, Integration 
und Völkerverständigung, ins-
besondere durch Bildungsange-
bote, Austauschprogramme und 
Erinnerungsarbeit, aber auch als 

vertrauensstiftende Institution. 
Wir setzen uns dafür ein, dass 
ihre Expertise und Erfahrungen 
in politische Bildungsprozesse 
und gesellschaftliche Diskurse 
einbezogen werden. Vertriebe-
nenorganisationen müssen als ak-
tive Akteure im demokratischen 
und integrativen Engagement 
unterstützt und gefördert werden. 
Auch deswegen setzten wir uns 
dafür ein, dass jede Fraktion zu 
Beginn der Legislatur einen zu-
ständigen Abgeordneten, der als 
Ansprechpartner für die Belange 
der Zielgruppe fungiert, benennt. 
Nur so kann ein demokratischer 
Austausch gesichert werden.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Entscheidend bei der Integration 
sind vor allem Sprache, Arbeit, 
und Teilhabe. Wir setzen uns für 
Rahmenbedingungen ein, die es 
Menschen ermöglichen, in unse-
rer Gesellschaft anzukommen 
und teilzuhaben. Die Vertriebe-
nenverbände leisten hierzu einen 
wichtigen Beitrag in Deutschland 
und in Europa.

FDP:
Wir messen den Vertriebenen-

verbänden eine wichtige, klar in 
den gesellschaftlichen Kontext 
eingebettete Rolle in der Demo-
kratie- und Integrationsarbeit bei. 
Sie sind Vermittler demokrati-
scher Grundwerte, Träger geleb-
ter Integrationsgeschichte und 
Brückenbauer in eine vielfältige 
Gesellschaft. Wir wollen ihre Ei-
genständigkeit wahren.

AfD:
Die AfD sieht die Vertriebenen-
verbände als unverzichtbare 
Bewahrer deutscher Geschich-
te und Identität. Sie sollen eine 
starke Stimme in der politischen 
Bildung behalten und daran er-
innern, wie wichtig Heimat, 
kulturelle Verwurzelung und his-
torisches Bewusstsein für eine 
stabile Demokratie sind. In der 
Integrationsarbeit betont die AfD 
ihre Rolle als Mahner: gelunge-
ne Integration setzt die Anerken-
nung deutscher Leitkultur voraus. 
Die Erfahrungen der Vertriebenen 
zeigen, wie Zusammenhalt, An-
passungsbereitschaft und Respekt 
vor dem Aufnahmeland funktio-
nieren können. Ihre Arbeit stärkt 
damit demokratische Resilienz 
und nationale Identität.
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10. Mehr Sichtbarkeit der Vertriebenen in der Landespolitik
Heimatvertriebene und Spätaussiedler sollen strukturierte Mitwirkungsmöglichkeiten in poli-
tischen Gremien des Landes erhalten – z. B. über beratende Ausschüsse oder feste Vertreter in 
Kultur- und Integrationsbeiräten. Stichwort SWR-Rundfunkrat.

Frage: Wie möchte Ihre Partei die politische Teilhabe der Vertriebenenverbände 
auf Landesebene stärken

CDU: 
Wir wollen die gesellschaftliche 
und politische Teilhabe der Ver-
triebenen, Aussiedler und Spät-
aussiedler weiter unterstützen, 
Verbände, Ehrenamt und kulturel-
le Einrichtungen weiter fördern 
und gemeinsam mit dem Bund 
der Vertriebenen und den Lands-
mannschaften die Sichtbarkeit er-
höhen und Stärken hervorheben. 
Der Beauftragte für die Belange 
der Flüchtlinge und Vertriebenen, 
der Aussiedler und Spätaussiedler 
soll hierbei auf Ebene der Lan-
desregierung eine zentrale Rolle 
einnehmen.

SPD:
Die politische Teilhabe von Hei-
matvertriebenen und Spätaus-
siedlern auf Landesebene und 
Mitwirkungsmöglichkeiten in 
Gremien sowie beratenden Aus-
schüssen oder Beiräten haben für 
uns ein großes Gewicht. So kön-
nen Erfahrungen und Perspek-
tiven der Vertriebenenverbände 
in Entscheidungsprozesse ein-
fließen. Gleichzeitig unterstützt 
die SPD eine Verkleinerung des 
künftigen SWR-Rundfunkrats, 
wenn dadurch Arbeitsfähigkeit, 

Transparenz und demokratische 
Kontrolle des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks gestärkt werden. 
Zugleich ist für uns klar: Auch in 
einem kleineren Gremium müs-
sen historische Verantwortung, 
gesellschaftliche Vielfalt und 
Minderheitenrechte gesichert 
bleiben. Die nun vorgesehene 
Pool Lösung darf unabhängig von 
der jeweiligen Vertretung nicht 
dazu führen, dass vertriebenen-
politische Anliegen faktisch ver-
stummen oder nur noch symbo-
lisch vertreten sind.

Bündnis 90 / Die Grünen: 
Gemäß dem Leitspruch „Nichts 
über uns ohne uns“ beteiligen 
wir Expert*innen und Betroffe-
ne grundsätzlich an unseren Ent-
scheidungen.

 FDP:
Wir wollen die politische Teilha-
be der Vertriebenenverbände stär-
ken durch Dialog, Transparenz 
und verlässliche Rahmenbedin-
gungen, nicht durch Sondergre-
mien oder zusätzliche Bürokratie.
Wir setzen uns ein für einen 
strukturierten und regelmäßigen 
Dialog und eine Einbindung in 

bestehende Beteiligungsformate. 
Zugleich wollen wir Verbände 
alle gleich behandeln, nicht einen 
Verband gegenüber anderen zivil-
gesellschaftlichen Organisatio-
nen bevorzugen oder formalisiert 
herausheben.

AfD: 
Die AfD Baden-Württemberg 
möchte die politische Teilhabe 
der Vertriebenenverbände stär-
ken, indem sie deren institutionel-
le Einbindung auf Landesebene 
ausbaut und ihre Anliegen stärker 
in parlamentarische Prozesse ein-
fließen lässt. Dazu gehören regel-
mäßige Konsultationen, eine Auf-
wertung des Landesbeirats sowie 
eine verlässliche finanzielle För-
derung, die kulturelle und histo-
rische Projekte langfristig absi-
chert. Gleichzeitig setzt sich die 
AfD dafür ein, die Sichtbarkeit 
der Vertriebenenkultur in Schu-
len, Museen und öffentlichen 
Einrichtungen zu erhöhen und die 
Leistungen der Vertriebenen für 
das Land klar zu würdigen. Ins-
gesamt soll die Arbeit der Ver-
bände politisch, organisatorisch 
und gesellschaftlich deutlich ge-
stärkt werden.
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